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Deutscher Luftverkehr

Die Entwicklung des Weltluftverkehrs¥)
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1937 269 2,5 1425 . . 5,3 579

1947 1156 21,1 | 19100 | 297 132 16,5 905
1948 1292 23,6 | 21200 | 459 | 169 16,4 898
1949 1345 | 26,5 | 23300 | 569 | 187 17,3 879
1950 | 1432 81,2 | 27300 | 757 | 209 19,1 875
1951 1550 | 39,0 | 34000 | 900 | 240 21,9 872

#) Nach Angaben der -, International Civil Aviation Organi-
zation* (ICAQ). Ohne UdSSR und ab 1949 ohne China.
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Im sogenannten ,Uberleitungsvertrag“ zum ,, Deutsch-
land-Vertrag® ist in Teil XII ausgefiihrt, daf die Bundesre-
publik mit Inkrafttreten des Vertragswerkes die volle Ver-
antwortung fiir den Bereich der zivilen Luftfahrt im Bun-
desgebiet wieder erlangt. Aus diesem Anlafi erhebt sich
die Frage nach dem gegenwirtigen Stand und den Aus-
sichten des deutschen Luftverkehrs.

Der Weltluftverkehr hat sich in den vergangenen sie-

ben Jahren, nicht zuletzt dank der im Kriege gewonne-
nen Erfahrungen, an Umfang und Qualitit ungewohnlich
stark entwickelt. Die erzielten Verkehrsleistungen legen
hierfiir Zeugnis ab’).

Deutschland, das seit Kriegsende keinen eigenen Flugver-
kehr durchfiihren darf, hat an dieser Entwicklung nur in
geringerem Umfang teilnehmen kénnen. Wihrend sich
die Zahl der Reisenden im Weltluftverkehr zwischen 1937
und 1951 rund verfiinfzehnfacht hat, erreichte die Zahl
der auf westdeutschen Flugplitzen abgefertigten Perso-
nen (An- und Abfliige) 1951 nur etwa das 1,7 fache des
deutschen Vorkriegsverkehrs. Hierbei sind die Gebietsver-
anderungen und die Minderung der Flugplatzzahl nicht
beriicksichtigt. Auf je tausend Einwohner bezogen betrug
die Zahl der Abfliige der Luftreisenden von deutschen
Flugplitzen 1951 knapp das Zweieinhalbfache von 1937
(4,7 : 11,1), das ist etwa der siebente Teil der in den USA
bereits 1947 erreichten Reisedichte.

Aus dem Wochenbericht Nr. 23 vom 6. Juni 1952

1) Vgl. auch Wochenbericht des DIW, 17. Jg., Nr. 29 v.
14.7.1950.
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AUF EINEN BLICK

Lohne, Renten und Haushaltseinkommen sind in
den vergangenen 25 Jahren real gestiegen

Von Markus M. Grabka

Stunden- und Monatslohne sind auf Basis von SOEP-Daten zwischen 1995 und 2020 real um mehr
als zehn Prozent gestiegen, unter Vollzeitbeschaftigten sogar um etwa 22 Prozent

Seit 2012 nimmt Ungleichheit bei Stundenléhnen deutlich ab und liegt aktuell wieder auf einem
Niveau wie zu Beginn der 2000er Jahre

In allen Dezilen sind reale Haushaltsnettoeinkommen hoher als noch 1995; Ungleichheit stagniert
seit 2005

Niedrigeinkommensquote verharrt bei 16,5 Prozent und ist vor allem unter Haushalten mit
Migrationshintergrund sehr hoch

Auswirkungen von Corona, Inflation und Ukraine-Krieg noch unklar; vor allem MaBnahmen zum
Inflationsausgleich sollten zielgerichteter untere Einkommensgruppen beriicksichtigen

Die Haushaltsnettoeinkommen sind seit 1995 in allen Einkommensgruppen gestiegen
Entwicklung der verfligbaren Haushaltseinkommen nach Dezilen' (1995 = 100)
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1 Dazu wird die Bevélkerung nach der Héhe des Einkommens Anmerkungen: Reale Einkommen in Preisen von 2015;
sortiert und in zehn gleich groBe Gruppen (Dezile) eingeteilt. Personen in Privathaushalten, bedarfsgewichtete
Quelle: SOEPv37; Das unterste (oberste) Dezil gibt die Einkommenssituation der ahreseinkommen im Folgejahr erhoben, bedarfsgewichtet

eigene Berechnungen armsten (reichsten) zehn Prozent der Bevolkerung an mit der modifizierten OECD-Aquivalenzskala © DIW Berlin 2022

ZITAT MEDIATHEK
,Zwar ist es eine gute Nachricht, dass die Einkommen und die Lohne seit ein paar i
Jahren wieder steigen und die Ungleichheit zumindest nicht zunimmt. Aber die aktuell [ £
hohe Inflation kénnte diesen Trend umkehren, da sie die Haushalte mit niedrigen Ein- O

kommen besonders stark belastet.“
— Markus M. Grabka —

Audio-Interview mit Markus M. Grabka
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Lohne, Renten und Haushaltseinkommen
sind in den vergangenen 25 Jahren real

gestiegen

Von Markus M. Grabka

ABSTRACT

Sowohl die Bruttoldhne als auch die bedarfsgewichteten
Haushaltsnettoeinkommen haben in Deutschland seit 1995
inflationsbereinigt deutlich zugelegt. Insbesondere unter Voll-
zeitbeschaftigten fallen die realen Zuwachse bei den Lohnen
mit einem Plus von mehr als 20 Prozent besonders positiv
aus. Die Ungleichheit der Stundenldhne nimmt in den letzten
Jahren ab und erreicht wieder ein Niveau wie zu Beginn der
2000er Jahre. Parallel schrumpft auch der Niedriglohnsek-
tor in Deutschland. Die Haushaltsnettoeinkommen steigen
zwischen 1995 und 2019 im Schnitt real um 26 Prozent. Alle
Einkommensdezile legen zu, besonders stark das oberste
Dezil. Der Anteil der Niedrigeinkommensbezieherlnnen
stagniert seit 2015 bei rund 16,5 Prozent. Mit der aktuell stark
steigenden Inflation besteht die Gefahr, dass die Realldhne
und auch die Haushaltsnettoeinkommen aber kiinftig eher
sinken. Die Politik sollte dem zielgerichtet entgegenwirken, vor
allem fur die unteren Einkommensgruppen. Die beschlossene
Energiepreispauschale weist hier grundsatzlich in die richtige
Richtung. Jedoch sollten auch fiir Gruppen, die hiervon nicht
profitieren, wie Rentnerlnnen und Studierende, erganzende
finanzielle Unterstitzungsprogramme aufgelegt werden.
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Die Lohn- und Einkommensungleichheit ist in Deutschland
seit Jahren ein heftig diskutiertes Thema, das durch die Her-
ausforderungen der Corona-Pandemie nochmals stirker in
den offentlichen Fokus geriickt ist. Bisher liegen nur Stich-
proben zur Entwicklung der Einkommen wihrend der Pan-
demie vor, die im Frithjahr 2020 sowie im Januar und Feb-
ruar 2021 gezogen wurden. Die Ergebnisse deuten darauf
hin, dass die Pandemie nur leichte Effekte auf die Einkom-
mensverteilung hat und die Ungleichheit sich entgegen ers-
ter Annahmen voraussichtlich nicht erhéht.! Die Daten bezo-
gen sich allerdings nur auf das aktuelle monatliche Haus-
haltsnettoeinkommen und die Stichprobe war klein. Die
vollstindigen Daten zur Einkommensentwicklung im Jahr
2020 werden erst im kommenden Jahr vorliegen.

Die Haushaltsbefragung zur vorliegenden Studie startete
im Januar 2020, und mit Beginn der Pandemie im Marz
war bereits knapp die Hilfte aller Interviews abgeschlossen.
Daher flielen die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf
die Einkommen der Privathaushalte hier nur unvollstindig
ein. Ebenfalls unberticksichtigt bleibt die seit Sommer 2021
steigende Inflation, verschirft durch den Ukraine-Krieg, die
kiinftig Spuren bei den realen Lohnen und den verfiigbaren
Haushaltseinkommen hinterlassen diirfte.

Statt auf aktuelle Krisen fokussiert die vorliegende Studie auf
die Frage, wie sich langfristig die Lhne, Haushaltseinkom-
men und Ungleichheit seit 1995 bis Anfang 2020 in Deutsch-
land entwickelt haben und aktualisiert dazu die bisheri-
gen Untersuchungen des DIW Berlin zur Entwicklung und
Ungleichheit der Einkommen in den vergangenen 25 Jah-
ren.” Verwendet werden die Einkommensinformationen

1 Vgl Markus M. Grabka (2021): Einkommensungleichheit stagniert langfristig, sinkt aber wah-
rend der Corona-Pandemie leicht. DIW Wochenbericht Nr. 18, 307-316 (online verfiigbar, abgeru-
fen am 23. Mai 2022. Dies gilt auch fiir alle anderen Onlinequellen in diesem Bericht, sofern nicht
anders vermerkt) sowie Andrew E. Clark, Conchita D'Ambrosio und Anthony Lepinteur (2021): The
fall in income inequality during COVID-19 in four European countries. Journal of Economic Inequa-
lity 19, 489-507 (online verfiigbar).

2 Fiir die Stunden- und Monatslohne werden die Angaben fiir 2020 herangezogen. Da sich das
Haushaltseinkommen jahrlich bemisst, liegen hier die Angaben fiir das Jahr 2019 zugrunde.

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-23-1


https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-23-1
https://www.diw.de/de/diw_01.c.817486.de/publikationen/wochenberichte/2021_18_1/einkommensungleichheit_stagniert_langfristig__sinkt_aber_waehrend_der_corona-pandemie_leicht.html
https://doi.org/10.1007/s10888-021-09499-2
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(Kasten) des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)?, die in
Zusammenarbeit mit Kantar erhoben wurden.

Reale Stundenl6hne seit 2013 deutlich gestiegen

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes finanzieren
im Jahr 2021 knapp drei Viertel (72,5 Prozent) der Bevolke-
rung im erwerbsfihigen Alter (18 bis unter 65 Jahren) ihren
Lebensunterhalt hauptsichlich durch ihre eigene Erwerbs-
tatigkeit.* Damit stellt diese Einkommensart mit weitem
Abstand die wichtigste Einkommensquelle der privaten
Haushalte dar und wird daher neben den Renteneinkommen
niher beleuchtet. Bei den Lohnen wird auf abhingig Beschif-
tigte fokussiert, da Selbststindige nur eine kleine Gruppe
an allen Erwerbstitigen bilden und sich deren Erwerbsein-
kommen anders bestimmt.

Zunichst wird die Entwicklung der vereinbarten realen®
Bruttostundenléhne abhingig Beschiftigter in Haupttitig-
keit betrachtet.® Die Entwicklung der durchschnittlichen rea-
len Bruttostundenlohne kann in drei Phasen unterteilt wer-
den (Abbildung 1). In der ersten Phase zwischen 1995 und
2005 stagnieren die Bruttostundenlchne insgesamt unter
leichten Schwankungen. In diesen zehn Jahren nimmt die
Arbeitslosigkeit in Deutschland zu und erreicht im Jahr
2005 den hochsten Stand nach der Wiedervereinigung. In
der zweiten Phase von 2005 bis 2013 gehen die Bruttostun-
denlohne um etwa vier Prozent zuriick, da sich die damals
beschlossenen Arbeitsmarktreformen (unter anderem Ein-
fithrung des Arbeitslosengelds II, Reform der Minijobs, Libe-
ralisierung der Leih- und Zeitarbeit) negativ auf die durch-
schnittlichen Stundenl6hne auswirken. In der dritten Phase
von 2013 bis 2020 sind gréfere Realeinkommenszuwichse
zu verzeichnen, die sich kumuliert auf rund 15 Prozent belau-
fen. Dieser Zeitraum ist durch einen deutlichen wirtschaft-
lichen Aufschwung in Deutschland gepragt, der auch dazu
fithrt, dass es in einigen Bereichen zu Arbeitskraftemangel
kommt. Dies hat zur Folge, dass ArbeitnehmerInnen (und
Gewerkschaften) eher in der Lage sind, hohere Lohnforde-
rungen durchzusetzen. Gleichzeitig ist dies ein Zeitraum
mit niedriger Inflation, so dass selbst leichte nominale Lohn-
steigerungen zu steigenden Reallshnen fithren. Uber den
gesamten Zeitraum legen die realen Bruttostundenléhne
damit um elf Prozent von durchschnittlich rund 17,50 Euro
im Jahr 1995 auf knapp 19,40 Euro im Jahr 2020 deutlich zu.

Da in den letzten Jahren ein steigender Anteil von Mini-
jobs und Teilzeitbeschiftigung die Struktur der Erwerbsta-
tigen stark verandert hat, lohnt ein gesonderter Blick auf die

3 Das SOEP ist eine reprasentative jahrliche Wiederholungsbefragung privater Haushalte, die
seit 1984 in Westdeutschland und seit 1990 auch in Ostdeutschland durchgefiihrt wird, vgl. Jan Go-
ebel et al. (2018): The German Socio-Economic Panel (SOEP). Journal of Economics and Statistics,
239(29), 345-360 (online verfiighar).

4 Statistisches Bundesamt (2022): 46 Prozent der Bevdlkerung lebten 2021 von eigener Erwerbs-
tétigkeit. Pressemitteilung Nr. 140 vom 31. Marz (online verfiigbar).

5 Mitdem Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamtes in Preisen des Jahres 2015
umgerechnet.

6 Nicht beriicksichtigt werden hierbei Selbststandige, Auszubildende, Praktikantinnen und
Praktikanten sowie Wehr- und Zivildienstleistende.

Kasten

Annahmen bei der Einkommensmessung

Die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedli-

cher GroBe und Zusammensetzung wird — internationalen
Standards entsprechend — durch die Umrechnung des
gesamten Einkommens eines Haushalts in sogenannte
Aquivalenzeinkommen vergleichbar gemacht. Dazu werden
die Haushaltseinkommen unter Verwendung einer von der
OECD vorgeschlagenen und in Europa allgemein akzeptierten
Skala umgerechnet, und jedem Haushaltsmitglied wird das so
errechnete Aquivalenzeinkommen zugewiesen, unter der An-
nahme, dass alle Haushaltsmitglieder in gleicher Weise vom
gemeinsamen Einkommen profitieren. Dabei erhalt der Haus-
haltsvorstand ein Bedarfsgewicht von eins; weitere erwach-
sene Personen haben jeweils ein Gewicht von 0,5 und Kinder
bis zu 14 Jahren ein Gewicht von 0,3." Unterstellt wird also eine
Kostendegression in groBeren Haushalten.

Eine besondere Herausforderung stellt in allen Bevolke-
rungsumfragen die sachgemaBe Beriicksichtigung fehlender
Angaben einzelner Befragungspersonen dar, beispielsweise
des Einkommens. In den hier analysierten Daten des SOEP
werden fehlende Angaben im Rahmen aufwendiger, quer- und
léangsschnittbasierter Imputationsverfahren eingeftigt. Dies
betrifft auch fehlende Angaben bei vollstandiger Verweige-
rung einzelner Haushaltsmitglieder in ansonsten befragungs-
willigen Haushalten. In diesen Féllen wird ein mehrstufiges
statistisches Verfahren fir sechs einzelne Brutto-Einkommens-
komponenten (Erwerbseinkommen, Renten sowie Transfer-
leistungen im Falle von Arbeitslosigkeit, Ausbildung/Studium,
Mutterschutz/Erziehungsgeld/Elterngeld und private Trans-
fers) angewandt.? Dabei werden mit jeder neuen Datenerhe-
bung samtliche fehlenden Werte auch riickwirkend neu impu-
tiert, da neue Informationen aus Befragungen genutzt werden
konnen, um fehlende Angaben in den Vorjahren einzufiigen.
Dadurch kann es zu kleineren Veranderungen gegeniiber
friiheren Auswertungen kommen.

Um methodisch begriindete Effekte in der Zeitreihe der er-
rechneten Indikatoren zu vermeiden, wurde die jeweils erste
Erhebungswelle der einzelnen SOEP-Stichproben aus den
Berechnungen ausgeschlossen. Untersuchungen zeigen, dass
es in den ersten beiden Befragungswellen vermehrt zu An-
passungen im Befragungsverhalten kommt, die nicht auf die
unterschiedliche Teilnahmebereitschaft zuriickzufiihren sind.*

1 Vgl. Brigitte Buhmann et al. (1998): Equivalence Scales, Well-being, Inequality and Pover-
ty. Review of Income and Wealth 34, 115-142.

2 Joachim R. Frick und Markus M. Grabka (2005): Item Non-response on Income Questions
in Panel Surveys: Incidence, Imputation and the Impact on Inequality and Mobility. Allgemei-
nes Statistisches Archiv, 89(1), 49-61.

3 Joachim R. Frick, Markus M. Grabka und Olaf Groh-Samberg (2012): Dealing with incom-
plete household panel data in inequality research. In: Sociological Methods and Research,
A1), 89-123.

4 Joachim R. Frick et al. (2006): Using Analysis of Gini (ANOGI) for Detecting Whether Two
Subsamples Represent the Same Universe: The German Socio-Economic Panel Study (SOEP)
Experience. Sociological Methods Research, 1. Mai, 34 (4), 427-468 (online verfiigbar).
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Abbildung 1

Real vereinbarter Bruttostundenlohn von allen Beschéftigten
und von Vollzeitbeschiftigten
Mittelwert in Euro

21—
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Anmerkungen: Abhéngig Beschaftigte in Haupttétigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikantinnen
und Selbststandige; inflationsbereinigt in Preisen von 2015. Die schattierte Flache gibt das 95-Prozent-Konfidenz-
intervall an, das heiBt, in 95 Prozent der Félle liegt der tatsachliche Wert in diesem Intervall.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.
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Seit 2013 haben die Bruttostundenldhne real um rund 15 Prozent zugelegt.

Abbildung 2

Reale Bruttomonatslohne von allen Beschiftigten und von
Vollzeitbeschiftigten
Mittelwert in Euro
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Anmerkungen: Abhangig Beschaftigte in Haupttétigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikantinnen
und Selbststandige; inflationsbereinigt in Preisen von 2015. Die schattierte Flache gibt das 95-Prozent-Konfidenz-
intervall an, das heiBt, in 95 Prozent der Félle liegt der tatsachliche Wert in diesem Intervall.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2022

Bei den realen Bruttomonatslohnen ist der Anstieg bei den Vollzeitbeschaftigten mit
23 Prozent seit 1995 besonders hoch.
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Bruttostundenléhne von Vollzeitbeschiftigten.” Die beschrie-
benen drei Phasen der Lohnentwicklung finden sich weitest-
gehend auch hier. Qualitativ unterscheiden sich diese Phasen
aber voneinander. So steigen die Reallshne der Vollzeitbe-
schiftigten in der ersten Phase um rund zehn Prozent, daran
schliefdt eine Phase der Stagnation an, gefolgt von deutlich
zunehmenden Reallohnen (plus 13 Prozent) in der dritten
Phase. Uber den gesamten Zeitraum von 1995 bis 2020 fillt
der Zuwachs bei den Bruttostundenlohnen der Vollzeitbe-
schiftigten mit einem Plus von 22 Prozent doppelt so stark
aus wie bei allen abhingig Beschiftigten.

Auch Monatslohne von Vollzeitbeschaftigten
legen deutlich zu

Wihrend bei der Analyse der Stundenldhne die vereinbarte
Arbeitszeit herangezogen wird, basieren die Monatsléhne
auf der tatsdchlichen Arbeitszeit inklusive eventueller Mehr-
oder Minderarbeit.® Zudem wirkt sich der Arbeitszeitum-
fang (Teilzeit versus Vollzeit) auf die Hohe des Monatslohns
mafigeblich aus.

Die realen Bruttomonatslohne entwickeln sich dhnlich wie
die Stundenléhne. Im Zeitraum von 1995 bis 2005 stagnie-
ren sie und gehen in der zweiten Phase bis 2013 um rund
drei Prozent zuriick (Abbildung 2). Seitdem sind auch die
realen Bruttomonatslohne wieder um mehr als elf Prozent
auf durchschnittlich 2860 Euro gestiegen. Uber den gesam-
ten Zeitraum seit 1995 summiert sich der reale Zuwachs auf
immerhin zehn Prozent.

Wie bei den Stundenléhnen ist auch bei den Monatsléhnen
der Trend fiir die Vollzeitbeschiftigten weitaus positiver. Fiir
diese Gruppe kann ebenfalls ein dreiphasiger Verlauf kon-
statiert werden, der iiber den gesamten Zeitraum zu einem
Zuwachs von real knapp 23 Prozent fithrt, also auch wieder
doppelt so hoch wie bei allen abhingig Beschiftigten aus-
fallt. Im Mittel erzielen Vollzeitbeschiftigte damit im Jahr
2020 einen Bruttomonatslohn in Hohe von rund 3 550 Euro.

Die schwichere Entwicklung sowohl bei den Stunden- als
auch bei den Monatsléhnen aller ArbeitnehmerInnen im
Vergleich zu den Vollzeitbeschiftigten ist unter anderem
dem gestiegenen Anteil von MinijobberInnen und Teilzeit-
beschiftigten geschuldet. Insbesondere Minijobs sind Tatig-
keiten, die im Schnitt nur eine geringe Qualifikation erfor-
dern und entsprechend niedrig entlohnt werden. Deren Zahl
hat sich aber allein im Zeitraum zwischen 2002 und 2020
um rund zwei Millionen, und damit um mehr als 40 Pro-
zent, vergroflert.” Die schwichere Lohnentwicklung bei Teil-
zeitbeschiftigten ist unter anderem dem hdoheren

7 Eine Vollzeitbeschéftigung liegt dann vor, wenn die vereinbarte Arbeitszeit 37,5 Stunden oder
mehr pro Woche betrégt.

8 UnregelméBig bezogene Einmalzahlungen wie Urlaubsgeld oder Boni bleiben bei dieser Be-
trachtung auBen vor.

9 Vgl Markus M. Grabka, Carsten Braband und Konstantin Gobler (2020): Beschéftigte in Mini-
jobs sind Verliererlnnen der coronabedingten Rezession. DIW Wochenbericht Nr. 40, 841-847 (on-
line verfiigbar).


https://www.diw.de/de/diw_01.c.802083.de/publikationen/wochenberichte/2020_45_1/beschaeftigte_in_minijobs_sind_verliererinnen_der_coronabedingten_rezession.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.802083.de/publikationen/wochenberichte/2020_45_1/beschaeftigte_in_minijobs_sind_verliererinnen_der_coronabedingten_rezession.html
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Frauenanteil in dieser Beschiftigungsgruppe und der beste-
henden geschlechtsspezifischen Verdienstliicke geschuldet."

Niedriglohnsektor schrumpft weiter

Die Einfithrung der Arbeitsmarktreformen Hartz I bis III
Anfang des Jahrtausends diente auch dazu, einen Niedrig-
lohnsektor zu schaffen, um die Eintrittsbarrieren fiir Arbeits-
lose in Beschiftigung zu senken und mittelfristig ein Sprung-
brett in besser entlohnte Titigkeiten zu bilden. Im Niedrig-
lohnsektor erhalten ArbeitnehmerInnen weniger als zwei
Drittel des Medians des vereinbarten Bruttostundenlohns.
Die Niedriglohnschwelle liegt auf Basis der SOEP-Daten im
Jahr 2020 fiir Hauptbeschiftigungen bei rund 12,30 Euro
brutto pro Stunde.

Im Ergebnis wichst der Niedriglohnsektor von Mitte der
1990er Jahre bis zum Jahr 2007 von 17 auf 23 Prozent (Abbil-
dung 3). Daran schlieft eine Phase der Stagnation an. Seit
2012 schrumpft der Niedriglohnsektor wieder leicht und liegt
im Jahr 2020 bei einem Wert von rund 21 Prozent. Dies ent-
spricht rund 7,5 Millionen ArbeitnehmerInnen, die brutto
weniger als 12,30 Euro pro Stunde verdienen. Die angekiin-
digte Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro
pro Stunde kidme ab Oktober 2022 also einer groflen Zahl von
ArbeitnehmerInnen zugute.”? Wie sich dies auf das Arbeits-
angebot und damit mittelfristig auf die Arbeitslosigkeit aus-
wirkt, ist in der Wissenschaft umstritten.”

Ungleichheit der Stundenldhne geht weiter
zuriick

Um die Verteilung der vereinbarten Bruttostundenlchne
zu beschreiben, wird das 90:10-Perzentilverhiltnis herange-
zogen. Dies beschreibt das Verhiltnis der Person mit dem
geringsten Verdienst aus dem obersten Dezil (90. Perzen-
til)" zu der Person mit dem héchsten Verdienst aus dem
untersten Dezil (10. Perzentil). Dieses Maf gibt damit an,
um wieviel mehr der obere Rand der Lohnverteilung als der
untere Rand verdient.

Am niedrigsten war die Ungleichheit bei den Bruttostunden-
Iohnen im Jahr 1997 mit einem Wert von 3,2 (Abbildung 4).
Danach nimmt die Ungleichheit stark zu und erreicht im
Jahr 2006 den bisherigen Hochststand mit einem Wert von

10 Im Jahr 2019 arbeiten 77,8 Prozent aller weiblichen Erwerbstétigen in Teilzeit, vgl. Statisti-
sches Bundesamt (2022): Qualitét der Arbeit: Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben (online verfiig-
bar).

11 Im Jahr 2021 macht die geschlechtsspezifische Verdienstliicke 18 Prozent aus, vgl. Statisti-
sches Bundesamt (2022): Gender Pay Gap 2021: Frauen verdienten pro Stunde weiterhin 18 Pro-
zent weniger als Manner. Pressemitteilung Nr. 088 vom 7. Marz (online verfiigbar).

12 Auch die amtliche Statistik berichtet von einer nahezu vergleichbar groBen Zahl von Arbeit-
nehmerinnen, die von einem Mindestlohn von 12 Euro profitieren wiirden, vgl. Statistisches Bun-
desamt (2021): 7,8 Millionen Niedriglohnjobs im April 2021. Pressemitteilung Nr. 586 vom 20. De-
zember (online verfiigbar).

13 Vgl. hierzu beispielhaft das Zeitgesprach (2021): Was bedeuten 12 Euro Mindestlohn fiir den
Arbeitsmarkt?" Wirtschaftsdienst, Heft 12, 925-942 (online verfiigbar).

14 Bei Perzentilen werden die Beschéftigten nach der Hohe der Lohne sortiert und in 100 gleich-
groBe Gruppen eingeteilt.

Abbildung 3

Entwicklung des Niedriglohnsektors
Anteil der Niedriglohnbezieherlnnen an allen abhangig
Beschaftigten in Prozent
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Anmerkungen: Abhangig Beschéftigte in Haupttatigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikantinnen
und Selbststandige. Die schattierte Fléche gibt das 95-Prozent-Konfidenzintervall an, das heiBt, in 95 Prozent der
Félle liegt der tatsachliche Wert in diesem Intervall.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.
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Der Anteil der Beschaftigten mit Niedriglohn liegt mit rund 20 Prozent wieder auf
dem Niveau von 2005.

Abbildung 4

Ungleichheit der Bruttostunden- und Bruttomonatslohne
Verhaltnis des Lohns am obersten Perzentil zum Lohn am untersten
Perzentil (90:10-Perzentilverhaltnis)
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Anmerkungen: Abhangig Beschéftigte in Haupttatigkeit aus Privathaushalten, ohne Auszubildende, Praktikantinnen
und Selbststandige. Beim Stundenlohn gilt der vereinbarte Stundenlohn. Die schattierte Fléche gibt das 95-Pro-
zent-Konfidenzintervall an, das heiBt, in 95 Prozent der Falle liegt der tatséchliche Wert in diesem Intervall.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.
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Die Ungleichheit nimmt sowohl bei den Stunden- als auch bei den Monatsléhnen ab.
Bei den Monatslohnen ist sie aber noch deutlich hoher als 1995.
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Abbildung 5

EINKOMMENSVERTEILUNG

Durchschnittliche reale Zahlbetrage der Gesetzlichen
Rentenversicherung bei Bestandsrentnerinnen im Inland
In Euro pro Monat
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Anmerkungen: Inflationsbereinigt in Preisen von 2015.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.
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Die Betrdge, die Rentnerlnnen von der GRV erhalten, sind im Schnitt seit 1995 um
acht Prozent und seit 2013 real um knapp 20 Prozent gestiegen.
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rund 4,0. Nach einer Phase der Stagnation nimmt ab 2015
parallel zur Einfithrung des gesetzlichen Mindestlohns die
Lohnungleichheit wieder deutlich ab.”® Im Jahr 2020 ver-
dienen abhingig Beschiftigte am 90. Perzentil der Lohn-
verteilung pro Stunde etwa 3,4-mal so viel wie Beschiftigte
am 10. Perzentil.’®

Bei den Bruttomonatsléhnen ist zwar die Lohnungleichheit
Mitte der 1990er Jahre auch am geringsten, der anschlie-
Rende Anstieg fillt aber deutlich stirker aus (Abbildung 4).
Wihrend Beschiftigte des 90. Perzentils im Vergleich zum
10. Perzentil im Jahr 1995 nur das 4,2-Fache verdienen, steigt
dieses Verhaltnis bis 2012 auf das 11,2-Fache. Die Lohnun-
gleichheit geht bei den Monatslshnen erst ab dem Jahr 2019
zuriick und liegt im Jahr 2020 bei etwa 74. Die Tendenz ist
zwar stark fallend, aber der Wert ist noch weit entfernt vom
Ausgangsniveau 1995. Die Ungleichheit der Stundenlohne
ist zwar auch hoher als 1995, liegt aber wieder auf einem
Niveau wie Anfang der 2000er Jahre.”

Auch die Renten entwickeln sich positiv

Neben den Lohnen spielen Renten aus der Gesetzlichen
Rentenversicherung (GRV) eine bedeutende Rolle im

15 Vgl. Alexandra Fedorets et al. (2020): Lohnungleichheit in Deutschland sinkt. DIW Wochenbe-
richt Nr. 7,91-97 (online verfiigbar).

16 Auch die amtliche Statistik berichtet auf Basis der Verdienststrukturerhebung von einer leicht
riicklaufigen Lohnungleichheit, vgl. Statistisches Bundesamt (2020): Lohnspreizung: Abstand zwi-
schen Gering- und Besserverdienenden nimmt ab. Pressemitteilung Nr. 354 vom 14. September
(online verfiigbar).

17 Neben der Einfilhrung des Mindestlohns diirfte fiir die Entwicklung unter anderem auch aus-
schlaggebend gewesen sein, dass die Gewerkschaften haufiger fiir untere Lohngruppen feste Eu-
ro-Betrage als Mindestanhebung statt prozentualer Steigerungen vereinbaren konnten. Erstere
wirken sich démpfend auf die Lohnspreizung aus.
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Einkommensportfolio der Bevolkerung.” Rund 24 Millio-
nen Personen in Deutschland beziehen im Jahr 2020 eine
gesetzliche Rente.”

Der durchschnittliche reale Zahlbetrag® von Rentenempfin-
gerInnen im Bestand schwankt in den vergangenen 25 Jah-
ren stark (Abbildung 5). 1995 liegt dieser Wert bei 792 Euro
und nimmt bis 2002 auf 815 Euro zu. Anschlieflend gibt es
eine Reihe von Jahren, in denen entweder die jahrliche Ren-
tenerhohung ausfillt oder unter der Inflationsrate bleibt.
Im Ergebnis sinken die Zahlbetridge bis 2013 auf 717 Euro.
Grund fiir das Absinken sind unter anderem die Reform der
Erwerbsminderungsrente und ein héherer Anteil von Frauen
mit geringen Anspriichen in den Bestandsrenten. Die seit
2013 wieder steigenden Reallshne wirken sich auch positiv
auf die Zahlbetrage in der GRV aus, da sich die Rentenan-
passungsformel an der Entwicklung der Bruttolohne orien-
tiert. Zwischen 2013 und 2020 sind im Ergebnis die Zahlbe-
trage der Renten real um knapp 20 Prozent gewachsen und
erreichen damit im Schnitt einen Wert von 854 Euro. Ins-
gesamt sind sie seit 1995 um knapp acht Prozent gestiegen.

Reale Haushaltsnettoeinkommen nehmen seit
2014 wieder zu

Die bisherigen Analysen bezogen sich auf individuelle Lohn-
und Renteneinkommen. Personen leben aber in Haushalten
zusammen und legen fiir gewohnlich ihre 6konomischen
Ressourcen zusammen. Daher werden im Folgenden die
jahrlichen Haushaltsnettoeinkommen betrachtet, die neben
den Erwerbseinkommen auch Kapitaleinkommen, Altersein-
kommen und Renten sowie staatliche oder private Transfers
umfassen.?’ Davon werden die direkten Steuern und Sozi-
alabgaben abgezogen. Um Skaleneftekte des gemeinsamen
Wirtschaftens zu berticksichtigen, wird eine Bedarfsgewich-
tung vorgenommen (Kasten).”

Die Entwicklung der realen bedarfsgewichteten Haushalts-
nettoeinkommen kann grob in zwei Phasen eingeteilt wer-
den. Wihrend die Einkommen zwischen 1995 und 2014 jedes
Jahr im Schnitt nur um real 0,6 Prozent zulegen, belduft
sich der jihrliche Zuwachs im Zeitraum von 2014 bis 2019

18 89 (97) Prozent der 65-Jahrigen und Alteren beziehen in Deutschland (Ostdeutschland) eine
Rente der GRV, vgl. Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (2020): Ergénzender Bericht der
Bundesregierung zum Rentenversicherungsbericht 2020 geméB § 154 Abs. 2 SGB VI (Alterssiche-
rungsbericht 2020).

19 Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund (2021): Rentenversicherung in Zeitreihen. Oktober
2021. DRV-Schriften Band 22.

20 Zahlbetrage sind die von der GRV ausgezahlten Betrage nach Abzug der Sozialversicherung,
aber vor Steuern.

21 GemaB den Konventionen des Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung (Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales (2013): Lebenslagen in Deutschland) und den Gutachten des
Sachverstandigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (z.B. das Jah-
resgutachten 2016/2017: Zeit fiir Reformen) wird bei Verwendung von Jahreseinkommen jeweils
das Einkommensjahr ausgewiesen. Die Jahreseinkommen werden im SOEP retrospektiv fiir das
vorangegangene Kalenderjahr erhoben, aber mit der Bevdlkerungsstruktur des Erhebungszeit-
punkts gewichtet. Die hier prasentierten Daten fiir 2019 sind also in der Befragungswelle 2020 er-
hoben worden. Zudem wird hier der Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums als fiktive Einkom-
menskomponente mit herangezogen.

22 Vgl. auch den Begriff Aquivalenzeinkommen im DIW Glossar (online verfiigbar).


http://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/presse_glossar/diw_glossar/aequivalenzeinkommen.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.725399.de/publikationen/wochenberichte/2020_07_1/lohnungleichheit_in_deutschland_sinkt.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/09/PD20_354_623.html

EINKOMMENSVERTEILUNG

Abbildung 6

Entwicklung der verfiigbaren Haushaltseinkommen

Prozentuale Veranderung seit 1995 nach Dezilen (1995=100)

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.

Anmerkungen: Reale Einkommen in Preisen von 2015; Personen in Privathaushalten, bedarfsgewichtete Jahreseinkommen im Folgejahr erhoben, bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Aquivalenzskala.
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auf immerhin 2,4 Prozent. Uber den gesamten Zeitraum
(1995 bis 2019) steigen damit die Haushaltsnettoeinkom-
men der Privathaushalte real um insgesamt 26 Prozent auf
zuletzt 27200 Euro.

Im Vergleich zu 1995 weisen alle
Einkommensdezile reale Zuwéchse auf

Da die durchschnittliche Einkommensentwicklung nichts
iiber deren Verteilung aussagt, werden zur Beschreibung
der Ungleichheit Einkommensdezile herangezogen. Dazu
wird die Bevolkerung nach der Hohe des Einkommens sor-
tiert und in zehn gleich grofle Gruppen (Dezile) eingeteilt.
Das unterste (oberste) Dezil gibt die Einkommenssituation
der drmsten (reichsten) zehn Prozent der Bevélkerung an.?
Der Mittelwert je Dezil wird zudem auf den Wert des Jah-
res 1995 normiert; damit kann die prozentuale Entwicklung
der Einkommen je Dezil dargestellt werden (Abbildung 6).

Demnach weisen im Vergleich der Jahre 1995 und 2019 alle
Einkommensdezile reale Einkommenszuwichse auf. Diese

23 Zu beachten ist, dass die Personen iiber die Zeit hinweg aufgrund von Einkommensmobilitét
ihre Einkommensposition verandern knnen und nicht immer demselben Dezil zuzuordnen sind.

Die Haushaltsnettoeinkommen des untersten Dezils haben seit 1995 um rund fiinf Prozent zugelegt, die des obersten Dezils um gut 40 Prozent.

fallen aber unterschiedlich hoch aus. Wahrend sich im ers-
ten und zweiten Dezil der Zuwachs nur auf insgesamt fiinf
beziehungsweise acht Prozent belduft, macht dieser im 5.
bis 8. Dezil rund 25 Prozent und im obersten Dezil 42 Pro-
zent aus. Zudem zeigen sich gréflere Schwankungen tiber
die Zeit. Wihrend in den 1990er Jahren alle Dezile reale Ein-
kommenssteigerungen aufweisen, stagnieren sie im Zeit-
raum 2000 bis 2013 eher (parallel zu der Entwicklung der
Lohne). Wie bereits bei den Lohnen und Renten zeigt sich
auch beim Haushaltsnettoeinkommen spitestens seit 2014
ein deutlicher Zuwachs der realen Haushaltseinkommen.

Die schwichere Entwicklung in den ersten beiden Dezilen
ist dabei auch auf die Migration nach Deutschland zur{ick-
zufithren. So nimmt der Anteil der auslindischen Bevolke-
rung allein im Zeitraum 2007 bis 2019 um 66 Prozent (oder
4,4 Millionen) auf insgesamt 11,2 Millionen Personen zu.**
Die Zusammensetzung der neuen Migrantengruppe ist aus-
gesprochen heterogen. Es gibt sowohl gut qualifizierte, aber
auch eine grofle Zahl mit geringem oder keinem forma-
len Bildungsabschluss. Allein im ersten Einkommensdezil

24 Statistisches Bundesamt (2022): Migration und Integration: Ausléndische Bevdlkerung nach
Bundesléndern und Jahren (online verfiigbar).
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Abbildung 7

Ungleichheit der verfiigbaren Haushaltseinkommen
Gini-Koeffizient auf einer Skala von 0 (keine Ungleichheit)
bis 1 (absolute Ungleichheit)
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Anmerkungen: Personen in Privathaushalten, bedarfsgewichtete Jahreseinkommen im Folgejahr erhoben, bedarfsge-
wichtet mit der modifizierten OECD-Aquivalenzskala. Die schattierte Fldche gibt das 95-Prozent-Konfidenzintervall an,
das heiBt, in 95 Prozent der Fille liegt der tatséchliche Wert in diesem Intervall.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen.
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Die Ungleichheit der Haushaltsnettoeinkommen verharrt in etwa auf dem Niveau,
das sie 2005 in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit erreicht hat.

Abbildung 8

Niedrigeinkommensquote
Anteil der Haushalte mit Niedrigeinkommen'in Prozent
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1 Personen mit weniger als 60 Prozent des Medians der verfiigharen Einkommen.

Anmerkungen: Personen in Privathaushalten, SOEP-Jahreseinkommen: bedarfsgewichtete Jahreseinkommen im
Folgejahr erhoben; SOEP-Monatseinkommen: bedarfsgewichtete Haushaltseinkommens des vorangegangenen
Monats; bedarfsgewichtet mit der modifizierten OECD-Aquivalenzskala.

Quelle: SOEPv37; eigene Berechnungen. Angaben des Mikrozensus und EU-SILC: Statistisches Bundesamt (2021):
Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik.

© DIW Berlin 2022

Der Anteil der NiedrigeinkommensbezieherInnen stabilisiert sich bei gut 16 Prozent.
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belduft sich der Anteil der Personen mit direktem oder indi-
rektem Migrationshintergrund im Einkommensjahr 2019 auf
44 Prozent. Im Jahr 1995 lag dieser Wert noch bei 32 Prozent.

Um Neuzugewanderte in den Arbeitsmarkt zu integrieren,
braucht es hiufig aufgrund von Sprachbarrieren oder admi-
nistrativen Hiirden (Arbeitserlaubnis, Anerkennung von
Zeugnissen) Zeit, so dass deren Einkommen in den ersten
Jahren in Deutschland oftmals gering ausfallen und dann
sukzessive steigen.

Ungleichheit der verfiigbaren
Haushaltseinkommen seit 2005 unverandert

Ein Standardmaf3, um die Einkommensungleichheit zu mes-
sen, ist der Gini-Koeffizient.” Je hoher der Wert zwischen 0
und 1, desto hoher ist die gemessene Ungleichheit. Im Zeit-
raum zwischen 1995 und 2005 steigt die Ungleichheit beim
verfuigbaren Haushaltseinkommen deutlich von knapp 0,25
aufknapp 0,29 (Abbildung 7). Seitdem stagniert sie und legt
mit kleineren Schwankungen nur noch leicht zu. Im interna-
tionalen Vergleich rangiert Deutschland damit unterhalb des
OECD-Durchschnitts, der im Jahr 2018 bei 0,32 liegt.” Bei
der Interpretation der jahrlichen Verinderungen, auch der
aktuellen Daten fiir 2019, ist zu beachten, dass nur Abwei-
chungen auflerhalb des markierten Konfidenzbands als sta-
tistisch abgesicherte Verdnderungen gelten.

Anteil der Bezieherlnnen von Niedrigeinkommen
seit 2015 bei rund 16,5 Prozent

Um zu bestimmen, wie verbreitet das Armutsrisiko in
Deutschland ist, wird hiufig die relative Armutsrisikoquote
oder, wie hier im Folgenden priziser, die Niedrigeinkom-
mensquote herangezogen. Dazu wird der Anteil von Perso-
nen berechnet, deren bedarfsgewichtetes Haushaltsnetto-
einkommen weniger als 60 Prozent des Medians? betrigt.

Auf Basis der SOEP-Stichprobe liegt die Niedrigeinkom-
mensschwelle im Jahr 2019 fiir einen Einpersonenhaushalt
bei nominal 1266 Euro netto pro Monat.” In den 1990er Jah-
ren liegt der Anteil der Personen, die ein Einkommen unter
der Niedrigeinkommensschwelle beziehen, bei elf Prozent
an allen Personen (Abbildung 8). Bis zum Jahr 2015 steigt
dieser Wert aufrund 16,5 Prozent. Seither stagniert die Nied-
rigeinkommensquote auf diesem Niveau.

25 Vgl. auch den Begriff Gini-Koeffizient im DIW Glossar (online verfiighar).
26 Vgl. OECD Income Distribution Database (online verfiigbar).

27 Der Median ist das Einkommen, bei dem es genauso viele Menschen mit hoheren wie mit
niedrigeren Einkommen gibt. Wiirde man die Bevdlkerung nach der Hhe ihrer Einkommen sortie-
ren und dann zwei gleich groBe Gruppen bilden, wiirde die Person, die genau in der Mitte dieser
Verteilung steht, den Median beziehen. Der Median ist robuster gegeniiber AusreiBern einer Stich-
probe als der Durchschnitt.

28 Im Vergleich zur Sozialberichterstattung des Statistischen Bundesamts auf Basis des Mikro-
zensus (siehe www.amtliche-sozialberichterstattung.de) wird hier ein hoherer Schwellenwert aus-
gewiesen, da wie international iiblich auch der Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums zur Ein-
kommensmessung bei der Einkommensberechnung beriicksichtigt wird. Fiir den deutschen Teil
von EU-SILC wird fiir das Erhebungsjahr 2020 ein Wert von 1299 Euro pro Monat und damit ein
leicht hoherer Wert als im SOEP berichtet, vgl. Eurostat-Zahlen, zuletzt aktualisiert am 11.05.2022
(online verfiigbar).


http://www.diw.de/de/diw_01.c.413334.de/presse_glossar/diw_glossar/gini_koeffizient.html
https://www.oecd.org/social/soc/IDD-Key-Indicators.xlsx
http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de/
http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=ilc_li01

EINKOMMENSVERTEILUNG

Amtliche Daten des Mikrozensus des Statistischen Bundes-
amtes beschreiben einen vergleichbaren Trend. Das Sta-
tistische Bundesamt stellt als alternative Datenquelle fiir
Deutschland auch Angaben des Surveys European Union
Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC) zur
Verfiigung. Dessen Quote liegt meistens leicht {iber der
des SOEP.»

Unter der Bevolkerung ohne Migrationshintergrund verin-
dert sich die Niedrigeinkommensquote mit einem Wert von
rund zwolf Prozent in den vergangenen 15 Jahren kaum.
Anders verhilt es sich bei Personen mit direktem Migra-
tionshintergrund. Deren Quote steigt im Zuge der Fliicht-
lingsmigration seit Mitte der 2010er Jahre um fiinf Prozent-
punkte auf zuletzt 31 Prozent. Aber auch in der Gruppe der
Menschen mit indirektem Migrationshintergrund ist ein
Zuwachs auf zuletzt 30 Prozent zu verzeichnen.

Fazit: Inflation zielgerichtet ausgleichen

Die vorliegenden Daten sind vor der Pandemie und auch
vor Inflation und Ukraine-Krieg erhoben worden, aber las-
sen Riickschliisse auf die lingerfristige Entwicklung in
Deutschland zu. Demnach entwickeln sich die Stunden-
und Monatslohne in Deutschland in der lingeren Frist posi-
tiv: Die Reallohne sind sowohl auf Stunden- als auch auf
Monatsbasis seit 1995 um gut zehn Prozent gestiegen —
unter Vollzeitbeschiftigten sogar doppelt so stark. Seit 2012
hat damit auch die Ungleichheit, zumindest der Stunden-
I6hne, deutlich abgenommen.

29 Das Statistische Bundesamt hat fiir EU-SILC fiir das Einkommensjahr 2018 zundchst eine Ar-
mutsrisikoquote von 18,9 Prozent berichtet, die deutlich von der der anderen verfiigbaren Daten-
quellen abwich. Die Ergebnisse wurden erst kiirzlich revidiert und alle Quellen weisen am aktuel-
len Rand nun ein &hnliches Niveau von Armutsrisiko auf (online verfiigbar). Das SOEP stellt auch
einen alternativen Indikator zur Messung der Niedrigeinkommensquote zur Verfiigung. Hierbei
handelt es sich um das im Befragungsmonat erhobene aktuelle Haushaltsnettoeinkommen. Die-
ses Einkommenskonzept ist mit dem des Mikrozensus nahezu identisch. Dabei werden unterjahrig
selten bezogene Einkommenskomponenten wie Urlaubsgeld eher unterschétzt und der Mietwert
selbst genutzten Wohneigentums nicht wie Jahreseinkommen im SOEP beriicksichtigt. Auch mit
dieser Kennziffer wird eine Niedrigeinkommensquote vergleichbar mit den anderen MaBen von
16,1 Prozent im Jahr 2020 berichtet.

Markus M. Grabka ist Mitglied des Direktoriums der forschungsbasierten
Infrastruktureinrichtung Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) im DIW Berlin |
mgrabka@diw.de

JEL: D31,131,J31

Keywords: Wages, Income inequality, poverty, SOEP

Der Trend deutlich steigender Realeinkommen spiegelt sich
auch bei den Haushaltsnettoeinkommen wider. Im Vergleich
zu 1995 legen bis 2019 alle Einkommensdezile zu, allerdings
in den oberen Dezilen prozentual stirker als in den unteren
Dezilen. Gleichzeitig verharrt die relative Ungleichheit der
Haushaltsnettoeinkommen, die bis 2005 stark zugenommen
hat, immer noch auf hohem Niveau, ebenso wie die Niedrig-
einkommensquote. Auffillig ist der hohe Anteil von Haus-
halten mit direktem, aber auch mit indirektem Migrations-
hintergrund unter den NiedrigeinkommensbezieherInnen.

Wie sich die Corona-Krise, die hohe Inflation und der Ukrai-
ne-Krieg auf die gesamte Entwicklung auswirken, ist der-
zeit nur schwer abzusehen. Bei einer Diskussion um Ein-
kommensungleichheit sollte der Aspekt der realen Einkom-
mensniveaus aber stirker beachtet werden. Denn die aktuelle
Inflation wirkt sich je nach Einkommensposition unter-
schiedlich aus. Hier schlagen vor allem die gestiegenen Ener-
giekosten zu Buche. So machen diese Preissteigerungen bei
den einkommensschwichsten zehn Prozent der Haushalte
6,7 Prozent des Nettoeinkommens aus, im Vergleich zu nur
zwel Prozent bei den zehn Prozent der einkommensstarks-
ten Haushalte.® Eine zielgerichtete finanzielle Unterstiit-
zung von tiberdurchschnittlich betroffenen Haushalten ist
daher angebracht. Aus diesem Grund ist der jiingst beschlos-
sene Tankrabatt wenig zielfithrend, da er weder Anreize zum
Energiesparen setzt, noch zielgerichtet fiir die von der Infla-
tion stirker betroffenen drmeren Haushalte wirkt.

Hingegen ist die von der Bundesregierung beschlossene
Energiepreispauschale zu begriifien, da sie steuerpflichtig
ist und somit drmere Haushalte, die keine oder nur geringe
Steuern zahlen, von ihr stirker profitieren. Dabei diirfen aber
andere Haushalte, die von dieser Mafnahme ausgeschlos-
sen sind, nicht aus dem Blick geraten, wie RentnerInnen
oder auch Studierende. Fiir diese Gruppen sollten daher
andere Instrumente einer finanziellen Unterstiitzung gefun-
den werden.

30 Stefan Bach und Jakob Knautz (2022): Hohe Energiepreise: Armere Haushalte werden trotz
Entlastungspaketen starker belastet als reichere Haushalte. DIW Wochenbericht Nr. 17, 243-251
(online verfiigbar).
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EINKOMMENSVERTEILUNG

INTERVIEW

,Die Haushaltsnettoeinkommen
sind seit 1995 bis zur Pandemie im

Schnitt um 26 Prozent gestiegen”

Markus Grabka ist Mitglied des Direktoriums der
Infrastruktureinrichtung Sozio-oekonomisches Panel
(SOEP) im DIW Berlin

Herr Grabka, wie haben sich die Lohne in den letzten 25
Jahren entwickelt? Man kann die Entwicklung in drei Pha-
sen unterteilen: In den neunziger Jahren hatten wir nur leich-
te Verénderungen in den realen Bruttostunden- und den
Bruttomonatsldhnen. In den frithen 2000er Jahren sind die
Bruttostundenlohne im Durchschnitt real gesunken. Bei den
Monatsléhnen war die Entwicklung etwas positiver. In der
Phase ab 2013 konnen wir wieder starke reale Lohnsteige-
rungen erkennen. Uber die letzten 25 Jahre heiBt das, dass
zum Beispiel die Bruttostundenlhne inflationsbereinigt fir
alle Beschéftigten um elf Prozent zugenommen haben. Bei
den Vollzeitbeschéftigten ist der Zuwachs mit 22 Prozent
doppelt so groB.

Wie unterscheidet sich die Entwicklung in den verschie-
denen Gruppen? Die Bruttomonatsléhne der abhangig voll-
zeitbeschaftigten Erwerbstatigen in Deutschland erreichen
im Jahr 2020 im Durchschnitt einen Wert von etwa 3500
Euro. Diese Entwicklung war bei den Vollzeitbeschaftigten
deutlich positiver als bei allen abhédngig Beschaftigten.

Das liegt vor allem daran, dass wir bei der Gesamtheit der
Arbeitnehmer geringfligig Beschaftigte und Teilzeitbeschaf-
tigte haben, deren Lohnentwicklung wesentlich schwéacher
ausgefallen ist. Die Griinde hierfir liegen darin, dass wir bei
diesen Beschaftigungsformen einen héheren Frauenanteil
und eine geschlechtsspezifische Lohnliicke in einer GroBen-
ordnung von 18 Prozent haben, so dass Vollzeitbeschaftigte
insgesamt besser abgeschnitten haben.

Was bedeutet diese Entwicklung fiir die Lohnungleich-
heit in Deutschland? In den neunziger Jahren messen wir
ein sehr niedriges Niveau von Lohnungleichheit bei den
Stundenléhnen mit einem Wert von 3,3 bis 3,4 gemessen am
90:10-Perzentilverhéltnis. Diese Lohnungleichheit hat bis
etwa Mitte der 2000er Jahre stark zugenommen. Erfreu-
licherweise ist diese Ungleichheit in den letzten Jahren
wieder auf ein Niveau wie zu Beginn der 2000er Jahre
zuriickgegangen. Bei den Monatsléhnen sieht es noch nicht
ganz so gut aus.
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4. Wie haben sich die Haushaltsnettoeinkommen in den

letzten 25 Jahren entwickelt? Hier ist die Entwicklung
sogar noch etwas positiver als bei den Léhnen. Uber die
letzten 25 Jahre sind die Haushaltsnettoeinkommen in
Deutschland bis zu Beginn der Corona-Pandemie um mehr
als 25 Prozent gestiegen. Allerdings ist dieser Zuwachs je
nach Einkommensposition deutlich unterschiedlich. Am un-
teren Rand der Einkommensverteilung liegen die Zuwéchse
gerade einmal bei flinf bis acht Prozent liber den gesamten
Zeitraum, wahrend die oberen zehn Prozent der Einkom-
mensbezieher einen Zuwachs von etwa 40 Prozent erzielen
konnten. Insgesamt bedeutet dies, dass die Schere zwischen
den drmeren und reicheren Haushalten bis zum Jahr 2005
klar auseinandergegangen ist, danach aber nicht weiter.

Inwieweit ist bereits abzuschéatzen, wie sich die aktuell
hohe Inflation, die Corona-Pandemie und auch der Krieg
in der Ukraine auf die Ungleichheit in Deutschland
auswirken werden? In friheren Krisen wie der Finanzkrise
und auch wahrend der Coronakrise ist die Schere zwischen
Arm und Reich nicht weiter auseinandergegangen, weil

die Bundesregierung dem durch geeignete MaBnahmen
entgegengewirkt hat. Was mich aber besorgt, ist die derzeit
hohe Inflation, die aller Wahrscheinlichkeit nach dazu fiihren
wird, dass die Bevolkerung in den kommenden Jahren real
weniger Einkommen zur Verfligung haben wird. Wenn man
sich vorstellt,insgesamt wiirde die Schere zwischen Arm
und Reich auseinandergehen, aber gleichzeitig wiirden alle
Menschen von realen Einkommenszuwéchsen profitieren,
wére das weniger problematisch, als wenn sich die Schere
zwischen Arm und Reich vielleicht sogar schlieBt, aber

die Gesamtheit der Bevélkerung durch hohe Inflation real
verlieren wiirde.

Das Gespréach fiihrte Erich Wittenberg.

(«O Das vollstandige Interview zum Anhéren finden Sie auf

www.diw.de/interview
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SOEP Papers Nr. 1165
2022 | Antonio Ciccone, Jan Nimczik

The Long-Run Effects of Immigration: Evidence Across a Barrier
to Refugee Settlement

1165;

SOEP poper

The Long Run Effects of Immigration:
Evidence Actoss a Barrier to Refugee
Settlement

After the end of World War Il in 1945, millions of refugees arrived in what in 1949 became the
Federal Republic of Germany. We examine their effect on today's productivity, wages, income,
rents, education, and population density at the municipality level. Our identification strategy is
based on a spatial discontinuity in refugee settlement at the border between the French and
US occupation zones in the South-West of post-war Germany. These occupation zones were
established in 1945 and dissolved in 1949. The spatial discontinuity arose because the US zone
admitted refugees during the 1945-1949 occupation period whereas the French zone restricted
access. By 1950, refugee settlement had raised population density on the former US side of the 1945-1949 border
significantly above density on the former French side. Before the war, there never had been significant differenc-
es in population density. The higher density on the former US side persists entirely in 2020 and coincides with
higher rents as well as higher productivity, wages, and education levels. We examine whether today's economic
differences across the former border are the result of the difference in refugee admission; the legacy of other policy
differences between the 1945-1949 occupation zones; or the consequence of socio-economic differences predating
WWII. Taken together, our results indicate that today's economic differences are the result of agglomeration effects

triggered by the arrival of refugees in the former US zone. We estimate that exposure to the arrival of refugees
raised income per capita by around 13% and hourly wages by around 10%.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 1166
2022 | Pia Schilling, Steven Stillman

1166:
S‘EPpapers

The Impact of Natives' Attitudes
Towards Immigrants on Their
Integration in the Host Country

o

The Impact of Natives’ Attitudes Towards Immigrants on Their
Integration in the Host Country

Exploiting the random allocation of asylum seekers to different locations in Germany, we
study the impact of right-wing voting on refugees' integration. We find that in municipalities
with more voting for the right-wing AfD, refugees have worse economic and social integra-
tion. These impacts are largest for groups targeted by AfD campaigns and refugees are
also more likely to suffer from harassment and right-wing attacks in areas with greater AfD
support. Positive interactions with locals are also less likely and negative opinions about
immigration spillover to supporters of other parties in these areas. On the other hand,

stronger support for pro-immigrant parties enhances social integration.

www.diw.de/publikationen/soeppapers
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Durable Consumption, Limited VAT Pass-Through and
Stabilization Effects of Temporary VAT Changes

This paper revives the question of whether a temporary VAT change is an adequate instru-
ment for crisis stabilization. In empirical assessments, we find that durable goods consump-
tion fluctuates strongly over the business cycle and that VAT rate changes affect durable
goods in particular. Therefore, we build a dynamic stochastic general equilibrium (DSGE)
model that is capable of addressing this major channel through which temporary VAT chang-
es affect the economy. Furthermore, we allow for an imperfect pass-through of VAT measures
to consumer prices via VAT-specific price adjustment costs. We compare the general VAT pol-

icy in the crisis with alternative stabilization policies, such as interest rate cuts, spending policies and a VAT cut
only for durable goods. First, we find that considering durable goods in the model generates sizeable stabilization
effects of VAT changes on consumption over a broad set of parameter ranges. Second, we find that the VAT poli-
cy can mimic monetary policy with minor exceptions. Third, the VAT rate cut has the highest short-term multi-
plier compared with government spending policies, but not in the medium-term. Fourth, a VAT rate reduction
only on durable goods will generate strong GDP effects and even be self-financing in the first year. In contrast, a
VAT reduction only on non-durables has small effects on GDP and is not self-financing. In view of our results, we
conclude that a temporary VAT cut, when applied to durable goods, is an effective stabilization instrument.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 2005
2022 | Martin Bruns, Helmut Liitkepohl

Heteroskedastic Proxy Vector Autoregressions: Testing for Time-
Varying Impulse Responses in the Presence of Multiple Proxies

We propose a test for time-varying impulse responses in heteroskedastic structural vector
autoregressions that can be used when the shocks are identified by external proxy varia-
bles as a group. The test can be used even if the shocks are not identified individually. The
asymptotic analysis is supported by small sample simulations which show good properties
of the test. An investigation of the impact of productivity shocks in a small macroeconomic
model for the U.S. illustrates the importance of the issue for empirical work.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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Politikberatung kompakt Nr. 179
2022 | Heiner von Liipke, Karsten Neuhoff, Catherine Marchewitz

Klimaclubs oder Klimapartnerschaften? Wie eine effektive
Klimakooperation mit Drittstaaten gelingen kann: Policy Brief

Politikberatung

Im aktuellen klimapolitischen Diskurs werden eine Vielzahl von Vorschlégen fiir interna-
\ tionale Kooperationsinstrumente wie Klimaclubs und Klimapartnerschaften diskutiert. So
Kimaclus oder Kimaparner hatte sich die Bundesregierung in der Koalitionsvereinbarung ebenfalls mehrere Ziele

schaften? Wie eine effektive:
Klimakooperation mit Drittstaaten

gelingen fann gesetzt: Zum einen ist die Einfiihrung eines Grenzausgleiches geplant, damit CO,-Preise
IR umgesetzt werden kénnen, ohne Produktions- und Emissionsverlagerung zu verursachen
und um Anreize fiir eine starkere Klimapolitik in Drittstaaten zu geben. Die multilaterale
Klimazusammenarbeit soll gestarkt werden durch die Griindung eines Klimaclubs mit wei-
teren ambitionierten Landern, um so ein gemeinsames Vorgehen zu CO, Preisen zu erreichen, Anreize des
Grenzausgleichs zu stérken sowie eine grenziibergreifende Zusammenarbeit zur Industriedekarbonisierung
zu erreichen.

Darlber hinaus ist geplant, die Emissionsminderung und Klimaanpassung in Schwellen- und Entwicklungs-
landern mit bilateralen sektorspezifischen Klimapartnerschaften zu unterstiitzen. Dafiir soll auch die interna-
tionale Klimafinanzierung aufgestockt werden. Unsere Analyse der bestehenden Vorschlage zeigt, dass eine
zu starke Ausrichtung an einem CO,-Preis im Rahmen eines sektoribergreifenden Klimaclubs, initiiert von
G7 Landern, zu einer weiteren Polarisierung der internationalen Landschaft nach den Russlandsanktionen
beitragen wiirde. Auch konnte der Klimaclub als Parallelprozess zum Pariser Klimaabkommen wahr-
genommen werden und damit auch die Grundlage fiir gemeinsame Normen schwachen. So sollte die
Bundesregierung vielmehr auf sektorale Partnerschaften setzen, da diese strategisch und fokussiert ausge-
richtet werden konnen.

www.diw.de/de/diw_01.c.620267.de/publikationen/diw_berlin__politikberatung_kompakt.html
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TOMASO DUSO

KOMMENTAR

Der Tankrabatt ist der einfachste
und schnellste, aber nicht der

Tomaso Duso, Leiter der Abteilung Unternehmen und
Méarkte im DIW Berlin
Der Kommentar gibt die Meinung des Aut der.

Mit Einflihrung des Tankrabatts am 1. Juni war die Span-

nung groB: Wirden die Tankstellen die SteuermaBigungen
von 35 Cent pro Liter Benzin und 17 Cent pro Liter Diesel an
die Verbraucherinnen weitergeben? Immerhin konnten die
Tankstellen diese verbilligten Kraftstoffe erst ab 1. Juni kaufen,
da die Steuersenkung zuerst bei den Mineralélkonzernen und
den Raffinerien ankommt, wo die Produkte Benzin und Diesel
gefertigt werden. Einige Tankstellen miissen zunéchst aber den
teureren Sprit verkaufen, den sie in den vergangenen Wochen
schon erworben haben. Mit einer verzégerten Weitergabe war
also zu rechnen.

Die Uberraschung war groB, als am Mittwoch doch schon an
vielen Tankstellen die Preise splirbar purzelten. Inzwischen ist
die Ersparnis fur Verbraucherinnen aber auch schon wieder zu-
sammengeschnurrt. Dass durch den Tankrabatt die Spritpreise
fur die kommenden drei Monate im Umfang der Steuersenkung
nachgeben, ist ohnehin eher Wunschdenken. Zum einen, weil
die Olpreise nach dem kirzlich von der EU beschlossenen
Olembargo wieder steigen diirften und damit die Wirkung des

Tankrabatts reduzieren oder sogar komplett auffressen werden.

Aber noch wichtiger: Diese Steuersenkung wird ohnehin nur
teilweise weitergegeben, da die Raffinerien einen Teil als extra
Gewinnmarge einbehalten. Das ist kein boswilliges Verhalten,
sondern das Ergebnis der Marktstruktur, wie wir sie in Deutsch-
land haben. Es gibt nur zwdlf Raffinerien hierzulande und davon
sind die meisten im Besitz oder verflochten mit den Mine-
raldlkonzernen. Diese Konstellation gibt den Raffinerien die
Marktmacht, die Preise zu bestimmen, was wiederum zu einer
unvollstandigen Weitergabe von Kostensenkungen fiihrt.

Es ldsst sich sogar sehr gut abschéatzen, wie der Tankrabatt an-
teilig weitergegeben wird. Am Beispiel der im Jahr 2020 wegen
der Corona-Krise eingefiihrten Mehrwertsteuersenkung haben
Kolleglnnen der Ludwig-Maximilian-Universitat in Miinchen
kurzlich analysiert, wie viel von dieser Senkung — die ganz
dhnlich zu dem heutigen Tankrabatt aussieht — damals an die
Verbraucherinnen an den Tankstellen weitergegeben wurde:
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im Durchschnitt nur zwei Drittel. Damit mindestens diese
Teilweitergabe des Tankrabatts passiert, ist es auch sehr zu
begriiBen, dass sich das Bundeskartellamt die Entwicklungen
am Markt — und zwar entlang der gesamten Wertschopfungs-
kette — genau anschaut. Wahrend der Tankstellenmarkt dank
der sogenannten Markttransparenzstelle sehr gut beobachtet
werden kann, ist es viel schwieriger, das Preissetzungsverhal-
ten der Mineraldlkonzerne und Raffinerien unter die Lupe zu
nehmen. Deswegen hat das Bundeskartellamt in den letzten
Wochen eine Ad-hoc-Sektoruntersuchung eingeleitet.

Allerdings kann das Bundeskartellamt auch nicht viel mehr tun,
als den Olkonzernen und Raffinerien ,unangenehme Fragen zu
stellen”. Nur wenn das Amt einen mdglichen Missbrauch oder
eine Preisabsprache erkennt, konnte es ein Verfahren einleiten.
Da aber Kraftstoffanbieter bei der Preissetzung grundsatzlich
frei sind und bei den sehr schwankenden Olpreisen eine Wei-
tergabe schwierig zu messen und zu prifen ist, ist ein solcher
Schritt nicht unbedingt zu erwarten.

Das Fazit des Tankrabatts fallt erniichternd aus: Er wird die 6f-
fentlichen Kassen teuer zu stehen kommen — geschatzt 3,15 Mil-
liarden Euro —, wird aber nicht diejenigen erreichen, die es am
meisten brauchen, namlich die armeren Einkommensschichten.
Der Tankrabatt entlastet eher wohlhabende Haushalte, die

viel mit groBen spritfressenden Autos fahren, und weniger die
Niedriglohn verdienende Pflegekraft mit ihrem Kleinwagen.
Zudem ist der Tankrabatt das absolute falsche Signal wahrend
einer Klimakrise. Die Leute sollen weniger Auto fahren statt
mehr. Auch wenn die dramatische Situation schnelle politische
MaBnahmen erfordert, ist der einfachste und schnelle Weg fast
nie der beste —auch in diesem Fall nicht. Andere Instrumente,
wie direkte Transferleistungen und zielgerichtete Steuerentlas-
tungen fiir armere und bedirftigere Haushalte, waren gtinstiger
und effektiver gewesen.

Der Kommentar ist in einer etwas langeren Fassung am 1. Juni 2022
bei Tagesspiegel.de erschienen.

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-23-3


https://doi.org/10.18723/diw_wb:2022-23-3

	RÜCKBLENDE DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN
	Deutscher Luftverkehr

	IMPRESSUM
	Löhne, Renten und Haushaltseinkommen sind in den vergangenen 25 Jahren real gestiegen
	Löhne, Renten und Haushaltseinkommen sind in den vergangenen 25 Jahren real gestiegen
	Reale Stundenlöhne seit 2013 deutlich gestiegen
	Auch Monatslöhne von Vollzeitbeschäftigten legen deutlich zu
	Niedriglohnsektor schrumpft weiter
	Ungleichheit der Stundenlöhne geht weiter zurück
	Auch die Renten entwickeln sich positiv
	Reale Haushaltsnettoeinkommen nehmen seit 2014 wieder zu
	Im Vergleich zu 1995 weisen alle Einkommensdezile reale Zuwächse auf
	Ungleichheit der verfügbaren Haushaltseinkommen seit 2005 unverändert

	Anteil der BezieherInnen von Niedrigeinkommen seit 2015 bei rund 16,5 Prozent
	Fazit: Inflation zielgerichtet ausgleichen

	„Die Haushaltsnettoeinkommen sind seit 1995 bis zur Pandemie im Schnitt um 26 Prozent gestiegen“
	Der Tankrabatt ist der einfachste und schnellste, aber nicht der beste Weg

